
Gemeinden sind neu für Notfälle zuständig 
Um für Notfälle gerüstet zu sein, richtet das Amt für Bevölkerungsschutz zusammen mit den Gemeinden den Zivilschutz neu aus.  

Mirjam Kaiser  
 
Dass in Liechtenstein Zivil-
schutzgruppen im Ernstfall 
zum Einsatz kommen, passiert 
nicht allzu oft. «Bei der Rhein-
überschwemmung 1927, in Vor-
bereitung auf den Zweiten 
Weltkrieg oder beim Wald-
brand in Balzers 1985 wäre eine 
solche Gruppierung für Notfäl-
le hilfreich gewesen», sagt 
Emanuel Banzer, Leiter des 
Amts für Bevölkerungsschutz. 
In den letzten 35 Jahren war der 
Zivilschutz nur vereinzelt zum 
Einsatz gekommen. Aufgrund 
der selten eintreffenden aus-
serordentlichen Lagen sei die 
Einrichtung einer Zivilschutz-
organisation zwar unbedingt 
notwendig; in der öffentlichen 
Wahrnehmung wurde das Vor-
halten entsprechender Institu-
tionen aber als nicht dringlich 
beurteilt. «Das ist die generelle 
Herausforderung bei der Be-
handlung von Fragen rund um 
den Bevölkerungsschutz: Weil 
die entsprechenden Probleme 
selten auftreten, werden sie 
oftmals nicht mit der angezeig-
ten Dringlichkeit behandelt.» 

Gemeinden müssen vier 
Grundleistungen erbringen 
Um für den Notfall gerüstet zu 
sein, lancierte das Land 2017 
eine Neuausrichtung des Zivil-
schutzes. «Das Ziel dabei ist es, 
dass jede Gemeinde im Kata-
strophenfall die benötigten 
Leis tungen für ihre Einwohner 
erbringen kann», so Emanuel 
Banzer. Einige Gemeinden wie 
Balzers, Mauren/Schaan wald, 
Triesenberg und Ruggell verfü-
gen bereits jetzt über Zivil-
schutzgruppen, doch die gros-
sen Gemeinden wie Schaan, 
Vaduz und Triesen haben keine 
solche Organisation. Dies be-

deutet für das Amt für Bevölke-
rungsschutz, dass im Katastro-
phenfall in diesen Gemeinden 
gewisse Leistungen respektive 
Schutzvorkehrungen ad hoc  
organisiert werden müssten 
und dadurch eine länger an-
dauernde Chaosphase nicht 
aus geschlossen werden kann. 
«Durch eine Vorbereitung und 
Ausbildung von Fachpersonen 
und die Vorbereitung entspre-
chender Notfallpläne kann die-

se Chaosphase bedeutend ver-
kürzt werden», erklärt Ema -
nuel Banzer. Die Neuausrich -
tung des Zivilschutzes in den 
Gemeinden sieht daher vor, 
dass im Notfall jede Gemeinde 
folgende vier Grundleistungen 
erbringen können muss: Es 
müssen Notfalltreffpunkte or-
ganisiert werden sowie eine 
Verpflegung, Notunterkünfte 
und Betreuung sowie Eva -
kuierungen zum Schutz der  

Bevölkerung sichergestellt wer -
den. 

Koordinationspersonen  
werden derzeit bestellt 
Der erste Schritt aller Gemein-
den ist nun, den neu zu schaf-
fenden «Gemeindeschutz» mit 
seinen vier Leistungsaufträgen 
gutzuheissen. Bis Ende Mai 
2021 muss jede Gemeinde eine 
Koordinationsperson sowie ei-
nen Stellvertreter bestellen, die 

anschliessend gemeinsam mit 
dem Amt für Bevölkerungs-
schutz die Leistungsaufträge 
definieren. Die entsprechenden 
Koordinationspersonen er-
nannt haben bis jetzt die Ge-
meinden Gamprin, Schaan, 
Mauren und Balzers. Anschlies-
send wird dieses Jahr als Erstes 
der Auftrag zum Thema Not-
falltreffpunkte formuliert. 2022 
soll der zweite und dritte Auf-
trag folgen und 2023 der vierte 

und letzte Auftrag. Wie genau 
diese Leistungsaufträge ausse-
hen sollen, steht noch nicht 
fest. Dies wird bei den geplan-
ten Besprechungen mit allen 
Gemeinden gemeinsam defi-
niert. «Wir orientieren uns si-
cher an guten Beispielen aus 
der Schweiz und schauen, was 
für uns am besten passt», so 
Emanuel Banzer. Sind die vier 
Grundleistungen einmal defi-
niert, liegt es an den Gemein-
den, die Aufträge eigenverant-
wortlich zu organisieren. Als 
staatliche Hilfestellung werden 
die Koordinationspersonen 
vom Amt ausgebildet und regel-
mässig über Aktualitäten in 
Kenntnis gesetzt. 

Mögliche alternative  
Leistungserbringung   
Wie die Gemeinden diese vier 
Grundleistungen erbringen, 
wird den Gemeinden freige-
stellt. «Der Kern der Idee ist, 
dass man die Gemeinden nicht 
zwingt, eine Zivilschutzgruppe 
aufzubauen, sondern jede Ge-
meinde kann sich selbst überle-
gen, wie sie die Leistungen er-
bringen möchte», erklärt Ema-
nuel Banzer. «Die Gemeinden, 
die bereits über eine Zivil-
schutzgruppe verfügen, greifen 
hoffentlich auf die bestehende 
Gruppe zurück», so Banzer. Die 
Gemeinden hingegen ohne 
funktionierende Zivilschutz-
gruppe könnten die Leistungs-
aufträge auch mithilfe von  
Verwaltungspersonal, Vereinen 
oder gar Privatunternehmen 
organisieren. Somit definiert 
das Amt für Bevölkerungs-
schutz gemeinsam mit den von 
den Gemeinden bestimmten 
Koordinationspersonen die 
Leis tungsaufträge. Deren Voll-
zug verantworten anschlies-
send jedoch die Gemeinden. 

Mitglieder von Zivilschutzgruppen bei einer Kartenführungsübung. Bilder: zvg

Die am 12. April begonnenen 
Bauarbeiten des Fluchtstollens 
beim Tunnel Gnalp–Steg nä -
hern sich langsam dem Ende 
und können planmässig, also 
spätestens am Freitag, 7. Mai, 
abgeschlossen werden. Die 
Hauptarbeiten des einen Monat 
lang dauernden Projektes be-
standen im Ausbrechen eines  
23 m langen Querstollens. Die-
ser führt in der Tunnelmitte in 
den parallel zum Tunnel verlau-
fenden Werkleistungsstollen. 
Der Stollen wurde mittels 
Sprengvortrieb ausgebrochen 
und nach nur zweiwöchiger Ar-
beit erfolgte der Durchstich be-
reits am 23. April. Anschliessend 
erfolgte die Sicherung des Ge-
wölbes und der Wände mittels 
Spritzbeton. Mit dem Einbau 
des Betons in der Sohle und dem 
Betonieren der Wände am An-
fang des Querstollens können 
die Baumeisterarbeiten am 
kommenden Montag, 3. Mai, 
abgeschlossen werden. Mit der 
Installation der Brandmelde-, 
Lüftungs- und Videoanlage wird 
die letzte Etappe der sicherheits-
technischen Ertüchtigung des 
Tunnels abgeschlossen. Durch 
die Umsetzung der in den 
letzten Jahren getroffenen Mass-
nahmen wird die Sicherheit im 
Tunnel wesentlich erhöht. (ikr)

Theodor Sele (Amt für Bau und Infrastruktur), Rony Bargetze (Amt für Bau und Infrastruktur), Regierungsrätin Graziella Marok-Wachter, Marco Büchel (Sprenger & Steiner Anstalt) 
und Hanswalter Bühler (Bühler Bauunternehmung AG).   Bild: ikr

Infrastrukturministerin 
begutachtet Bauarbeiten 
Regierungsrätin Graziella Marok-Wachter nahm am 
Freitag die Bauarbeiten des Fluchtstollens beim Tunnel 
Gnalp–Steg in Augenschein und informierte sich vor Ort.
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